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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


. — 5 


(Nr. 5078.) Gebuͤhrentaxe fuͤr die Friedensgerichte im Bezirk des Appellationsgerichtshofes 
zu Coͤln. Vom 23. Mai 1859. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 

verordnen, unter Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages der Monarchie, 

fuͤr den Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln, was folgt: 


Erſter Titel. 
Von den Gebuͤhren der Friedensrichter. 


Artikel, 


Der Friedensrichter erhält für jede dreiftündige Arbeitszeit (Vakation) 
an Gebühren 1 Rthlr. 6 Sgr. bei folgenden Dienſtverrichtungen: 
1) bei Anlegung, Anerkennung und Abnahme der Siegel; 
„Art. 907. ff., 928. ff. der Civilprozeß⸗Ordnung. 
2) beim Referé verfahren in Vers und Entſiegelungs⸗Angelegenheiten; 
64 55 U 922. 935. ibid. 
3) bei der Ueberreichung eines aufgefundenen Teſtaments oder verſi 
Papiers an den Landgerichtepräſſdenten; 07 Fa 
Art. 916. ibid. 
4) bei der Berathung und Beſchlußnahme eines Familienraths; 

N. B. Fuͤr die Abhaltung eines Familienraths ſollen nicht mehr als 
zwei Vakationen berechnet werden; jedoch koͤnnen fuͤr Fami⸗ 
lienrathsbeſchlüſſe, welche die Genehmigung einer Theilung 
oder die Vereinbarung über den Verkauf von Immobilien im 
außergerichtlichen Theilungsverfahren nach Vorſchrift des Ge⸗ 
ſetzes vom 18. April 1855. zum Gegenſtande haben, drei Va⸗ 
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kationen in Anſatz kommen. Die berechnete Zeit muß wirk⸗ 
lich verwandt ſein und dem Geſchaͤfte entſprechen. 
5) bei der Reviſion periodiſcher Verwaltungsuͤberſichten und Rechnungen 
der Vormuͤnder; . 
6) bei der Aufnahme einer Verhandlung a 
a) uber die beiderfeitige Einwilligung in eine Adoption; 
Art. 353. des buͤrgerlichen Geſetzbuchs. 
b) über die Annahme als Pflegekind; 
Art. 363. ibid. 
c) uͤber die Ernennung eines Rathgebers fuͤr die uͤberlebende Mutter; 
Art. 392. ibid. N 
d) über die Ernennung eines Vormundes durch den Vater oder die 
Mutter; 
Art. 398. ibid. . 
e) über die Emanzipation eines Kindes durch den Vater oder die 
Mutter; e 
Art. 477. ibid. 

Wenn der Familienrath Behufs Ernennung des Kurators fofort 
zur Stelle gebracht werden kann, darf nicht fuͤr jeden Akt beſonders ge⸗ 
rechnet werden. 3 1 

7) bei der Aufnahme einer Notorietaͤts⸗Urkunde; 
8) bei der Aufnahme eines Teſtaments an Orten, mit welchen der Verkehr 
wegen anſteckender Krankheiten unterbrochen iſt; ö 
Art. 985. ibid. 

9) fuͤr die Gegenwart bei Eroͤffnung von Thuͤren im Falle der Mobiliar⸗ 

pfaͤndung; a 
Art. 587. der Civilprozeß⸗Ordnung. N 
10) bei Aufnahme der Erklaͤrung und Affirmation eines Dritt-Arreſtaten in 
Sachen, die nicht zur Kompetenz des Friedensrichters gehoͤren; 
Art. 571 — 573. ibid. i 
11) bei einer Ortsbeſichtigung und bei der Vernehmung von Zeugen oder 
Sachverſtaͤndigen an Ort und Stelle; 

12) bei der Abnahme von Entſcheidungseiden außerhalb des Gerichtslokals, 
wenn die Partei im Gerichtslokal nicht erſcheinen oder der Eid daſelbſt 
nicht abgenommen werden kann. N. 

N. B. In den Fallen von Nr. 11. und 12. muß das Protokoll aus⸗ 
druͤcklich erwähnen, ob von Amtswegen oder auf den vom 
Richter fuͤr a erachteten Antrag der Parteien die Ver⸗ 
handlung an Ort und Stelle, oder außerhalb des Gerichts: 
lokals ſtattfinde. N 


Artikel 2. 

Der Friedensrichter erhält fuͤr die Gegenwart bei Verhaftung eines 
Schuldners im Falle des Artikels 781. Nr. 5. der Civilprozeß⸗Ordnung eine 
feſte Gebühr von 2 Rthlrn. 12 Sgr., und in folgenden Fällen eine feſte Ge— 
buͤhr von 15 Sgr.: 

1) fuͤr 
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1) für Aufnahme der Verhandlung über die Annahme⸗Erklaͤrung des bei 
der Wahl nicht zugegen geweſenen Haupt⸗ oder Neben⸗Vormundes; 

2) für die Prüfung und etwaige eidliche Bekraͤftigung eines Vermoͤgens⸗ 
Verzeichniſſes; f 

3) fuͤr die Vereidung eines beſonderen Abſchaͤtzers in Vormundſchafts- und 
Erbſchaftsſachen, wenn ſolche auf Antrag einer Partei geſchieht, un⸗ 
geachtet ſtändige und ein⸗ fr allemal vereidete Abſchaͤtzer vorhanden find; 

4) für die Aufnahme eidlicher oder eidesſtattlicher Bekraͤftigungen, wo ſolche 
zur Geltendmachung von Rechten außerhalb des Bezirks des Appella⸗ 
tionsgerichtshofes zu Coͤln erforderlich ſind; 

5) fuͤr die Ordonnanz, durch welche im Falle des Artikels 909. Nr. 2. der 
Civilprozeß⸗Ordnung die Erlaubniß ertheilt wird, die Anlegung der Sie⸗ 
gel nachzuſuchen; g 1 

6) fuͤr die Ordonnanz, durch welche Termin zur Abnahme der Siegel an⸗ 
en et 

Art. 931. Nr. 2. der Civilprozeß⸗Ordnung. 

7) fuͤr die Ordonnanz, durch welch die in 25 Artikeln 558. 819. 822. 
826. der Civilprozeß⸗Ordnung vorgeſehenen Beſchlagnahmen geſtattet 
werden, ſofern die Sache nicht zur Kompetenz des Friedensgerichts ges 
hoͤrt (Geſetz vom 11. Mai 1843. Art. 7.); 

8) fuͤr die Ordonnanz, durch welche im Falle des Art. 106. des Handels⸗ 
geſetzbuchs Sachverſtaͤndige ernannt werden. ; 


F Artikel 3. i a 
Der Friedensrichter erhält im Falle der Subhaſtation oder Reſubhaſta— 
tion oder des Wiederverkaufs in Folge eines Uebergebots, je nachdem die Grund⸗ 
ſteuer der zu verſteigernden Grundſtuͤcke bis zu vier Thalern oder uͤber vier bis 
zwanzig Thaler oder uͤber zwanzig Thaler betraͤgt: 
1) fuͤr die Aufnahme des Antrags auf Beſchlagnahme oder auf Wieder⸗ 
verkauf 20 Sgr., beziehungsweiſe 1 Rthlr. 10 Sgr. und 2 Rthlr.; 
2) für die Verfügung einer Beſchlagnahme 15 Sgr., beziehungsweiſe 
1 Rthlr. und 1 Rthlr. 15 Sgr.; 
3) . 5 Abfaſſung des Patents 1 Rthlr., beziehungsweiſe 2 Rthlr. und 
1. 


4) fuͤr die Abhaltung des Verſteigerungstermins und die Abfaſſung des 

8 darüber 3 Rthlr., beziehungsweiſe 4 Rthlr. 15 Sgr. und 
tt 

Subhaſtations⸗Ordnung vom 1. A 822., Geſe 18. Apri 

1855. Art. 73. a uguſt 1822., Geſetz vom 18. April 


Artikel 4. 


Für die im Theilungsverfahren erforderlichen Familienrathsbeſchluͤſſe li⸗ 
quidirt der Friedensrichter ſeine Gebuͤhren nach Artikel 1. dieſes Geſetzes. 
| Derſelbe erhält außerdem: 
1) für die Ordonnanz, durch welche Termin zur Vereidung von Sach⸗ 
Gr. 5078.) 42 A 
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18 im außergerichtlichen Theilungsverfahren anberaumt wird, 

15 Sgr.; eee e 

N. 5. Fur die Ernennung des Sachverſtaͤndigen wird keine beſondere 
Gebuͤhr bewilligt. ö 

2) fuͤr die Vereidung von Sachverſtaͤndigen 15 Sgr. 


Artikel 3. 


Der Friedensrichter erhaͤlt bei den ihm durch H. 4. des Geſetzes vom 
25. Mai 1857. im Expropriationsverfahren übertragenen Verrichtungen: 
1) für die Ordonnanz, durch welche der Tag zur Ortsbeſichtigung und Ver: 
eidung der Sachverſtaͤndigen beſtimmt wird, 15 Sgr.; 
2) für die Vereidung der Sachverſtaͤndigen, falls fie nicht im Ortsbeſichti⸗ 
N gungstermine ſtattfindet, 15 Sgr. = 
3) für die Aufnahme der Derbandlung über die Ortsbeſichtigung und Ver: 
nehmung der Sachverftändigen wird nach Vakationen gerechnet (Art. 1. 
dieſes Geſetze ). 


Artikel 6. 


Der Friedensrichter erhaͤlt bei der Erledigung von Auftraͤgen der oberen 
Gerichte oder der Requiſition von Gerichten außerhalb des Bezirks des Appel⸗ 
lationsgerichtshofes zu Coͤln in nicht gebuͤhrenfrei zu behandelnden Civilſachen: 

1) 10 8 Ordonnanz, welche den Tag zu einer Verhandlung feſtſetzt, 
15 Sgr.; 

2) für die Vereidung von Sachverſtaͤndigen 15 Sgr., 

3) für die Aufnahme von Verhandlungen über Ortsbeſichtigungen, Verneh⸗ 
mungen von Zeugen, Sachverſtaͤndigen und Parteien, ſowie uͤber die Ab⸗ 
nahme eines Entſcheidungseides, wird nach Vakationen gerechnet (Art. 1. 
dieſes Geſetzes). ö 


Artikel 7. 


Der Friedensrichter erhaͤlt fuͤr die Vereidung von Beamten oder von 
Perſonen, die mit Öffentlichen Funktionen betraut werden, als Forſt⸗ und Feld⸗ 
huͤter, Nachtwaͤchter, Frucht⸗ und Feldmeſſer, Perſonen, die von den Bergwerks⸗ 
beſitzern mit dem Vermeſſen, Verwiegen, oder Abzaͤhlen der Produkte und Fuͤh⸗ 
rung der Bücher beauftragt werden, und anderen, wenn in zuläffigen Fällen 
eine ſolche Vereidung beantragt wird, und die Koſten nicht der Staatskaſſe 
zur Laſt fallen wuͤrden, 15 Sgr. N 

Werden mehrere Perſonen in demſelben Termine zu denſelben öffentlichen 
Funktionen vereidet, ſo wird die Gebuͤhr nur einmal berechnet. 


Artikel 8. 
Der Friedensrichter erhaͤlt: 5 
1) fuͤr das Wiederinkoursſetzen der unter oͤffentlicher Autoritaͤt auf jeden 
Inhaber lautenden Papiere (§. 3. des Geſetzes vom 4. Mai 45 
100 i ro⸗ 
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1 
5 des de 
die Einzahlung nicht voll geſchehen iſt; 7 550 Je 
Die Gebuͤhr darf in keinem Falle, auch wenn mehrere ſolche Pa⸗ 
piere gleichzeitig Für dieſelbe Perſon wieder in Kours geſetzt werden, den 
Betrag von 2 Rthlrn. uͤberſteigen. 9 2 
2) für die Einregiſtrirung von Urkunden unter Privatunterſchrift einſchließ⸗ 
lich der Beſcheinigung eines jeden Zuſatzes: s (8 
a) wenn der Gegenſtand der Urkunde weniger als 1000 Kthlr. be⸗ 
traͤgt, 5 Sgr.; 


b) wenn der egenſtand von hoͤherem Werthe iſt, 10 Sgr. 


Zweiter Titel. 
Von den Gebühren der Friedensgerichts ſchreib er. 


Artikel 9. 

Der Friedensgerichtsſchreiber erhält für feine Theilnahme an den im 
Artikel 1. unter a. ? » 4. 6. 8 0 1 12., im Artikel 2. unter 
Nr. 1. 3. 4., in den Artikeln 4. 5. 6. 7. bezeichneten Geſchaͤften zwei 
Drittheile, bei den im Artikel 3. unter Nr. 1. und 4. bezeichneten Geſchaͤften 
die Haͤlfte, und bei dem im Artikel 8. Nr. 2. bezeichneten Geſchaͤfte den 
gleichen Betrag der dem Friedensrichter bewilligten Gebuͤhren. 


; Artikel 10. 
Der Friedensgerichtsſchreiber erhält: 

1) fuͤr jedes Blatt der von ihm ertheilten Ausfertigung, welches 20 Zeilen 
auf der Seite und 10 Silben in der Zeile enthalten muß, einſchließlich 
der Entſchaͤdigung fuͤr Papier, 4 Sgr.; 

2) für die Ausfertigung des Protokolls, welches feftftellt, daß die Parteien 
ſich nicht vereinigt haben, und welches nur die fummarifcher Erwähnung 
enthalten darf, daß die Parteien ſich nicht haben vereinigen koͤnnen, 


8 Sgr.; 8 9 8 
’ Artikel 54. der Civilprozeß⸗Ordnung. 5 

3) für die Ueberſendung der Rekuſation und der Antwort des Richters an 
den Oberprokurator, mit Einſchluß des Porto, 1 Rthlr. 10 Sgr.; 

4) für die Redaktion des Gutachtens der Sachverſtaͤndigen und feine Gegen⸗ 
wart bei deren Verrichtungen, falls ſie alle oder einer von ihnen nicht 
zu ſchreiben verftehen, für jede Vakation 24 Sgr.; 

Artikel 317. der Civilprozeß⸗Ordnung. 
5) für die in den Städten, wo fie vorgeſchrieben iſt, auf dem Sekretariate 
bes Erden abzugebende Erklaͤrung über die Anlegung der Siegel 
4 r.; 
„oe Artikel 925. der Civilprozeß⸗Ordnung. 
6) für jede Oppoſition bei Derfiggelungen durch Erklärung zum Siegelungs⸗ 
(Nr. 5078) Pro⸗ 
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Protokoll, ſowie fuͤr jeden Auszug aus den Oppoſitionen bei Verſiege— 
lungen, und zwar fuͤr jede Oppoſition 4 Sgr.; 
Artikel 926. der Civilprozeß⸗Ordnung. 

7) für die Beſcheinigung, ob in den vorhandenen Vormundſchaftsregiſtern 
Jemand als Vormund eingetragen ſei, 10 Sgr.; f 
8) für Aufnahme des Protokolls über das im Artikel 1. Nr. 5. bezeich⸗ 

nete Geſchaͤft, falls die Zuziehung ſtattgefunden hat, 15 Sgr. 


Artikel 11. 


Der Friedensgerichtsſchreiber darf vollftändige Ausfertigungen der Ver⸗ 
handlungen uͤber die Anlegung, Anerkennung und Abnahme der Siegel nur 
ertheilen, wenn er ſchriftlich darum erſucht wird. Er iſt verpflichtet, auf Ver⸗ 
langen Auszuͤge aus dieſen Verhandlungen zu ertheilen, wenn auch deren voll: 
ſtändige Ausfertigung weder verlangt noch ertheilt iſt. 


Dritter Titel. 
Gemein ſame Beſtimmungen. 


Artikel 12. 


Bei Dienſtreiſen, wenn die Entfernung mehr als eine Viertelmeile vom 
Sitze des Gerichts beträgt, erhalten der Friedensrichter und der Gerichtsſchreiber 
fuͤr die Meile auf der Himeiſe und auf der Ruͤckreiſe jeder 15 Sgr. 

Es kann eine volle Meile für die Hinreiſe und ebenfo für die Ruͤck- 
reiſe berechnet werden, wenn die Entfernung uͤber eine Viertel-, aber keine 
ganze Meile betraͤgt. Bei Entfernungen uͤber eine Meile wird nach Viertel⸗ 
meilen, und dabei die angefangene Viertelmeile für eine volle Viertelmeile 
erechnet. ü 
8 Werden auf derſelben Reiſe mehrere Geſchaͤfte für verſchiedene Parteien 
ausgefuͤhrt, ſo werden die Reiſegebuͤhren nur einmal berechnet und auf die ver⸗ 
ſchiedenen Geſchaͤfte mit der Maaßgabe gleichmaͤßig vertheilt, daß dadurch die 
Koſten fuͤr das einzelne Geſchaͤft nicht mehr betragen duͤrfen, als wenn es allein 
vorgenommen ware. 


Artikel 13. 


1) Bei Dienſtgeſchaͤften, die außerhalb des Amtsbezirks vorgenommen 
werden, erhaͤlt der Friedensrichter neben den Reiſekoſten und Termins⸗ 
Gebuͤhren an Diaͤten taͤglich 2 Rthlr., der Friedensgerichtsſchreiber 
1 Rthlr. 10 Sgr. f 

2) Bei Dienſtgeſchaͤften innerhalb des Amtsbezirks wird die auf die Reiſe 
verwendete Zeit nach dem Maaßſtabe, daß fuͤr jede Meile 13 Stunde 
anzunehmen iſt, der auf das Geſchaͤft ſelbſt verwendeten Zeit hinzuges 
rechnet, und fuͤr die Nacht vom Friedensrichter 1 Rthlr. 15 Sgr., vom 
Friedensgerichtsſchreiber 1 Rthlr. berechnet, wenn die genannten Beam⸗ 

ten 
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en Fortſetzung des Geſchaͤfts am folgenden Tage über Nacht 
eiben. 

Wegen der Vertheilung der nach dieſem Artikel zu berechnenden 
Gebuͤhren auf mehrere Geſchaͤfte ſind die Beſtimmungen des vorigen Artikels 
ebenfalls maaßgebend. 


Artikel 14. 


Wenn die Gebuͤhren nach Vakationen berechnet werden, muß die Zeit 
des Anfangs jeder Verhandlung im Eingange derſelben und die Zeit der Been⸗ 
digung am Schluſſe angegeben werden. f N 

Die erſte Vakation wird für eine volle gerechnet, wenn fie auch nicht 
drei Stunden gedauert hat. Die ferner verwendete Zeit wird nach Drittheilen 
einer Vakation und dabei die begonnene Stunde fuͤr eine volle gerechnet. 


Artikel 15. 

Auch fuͤr begonnene und nicht zu Stande gekommene Verhandlungen 
koͤnnen die Gebuͤhren berechnet werden. Wenn jedoch eine an ordentlicher 
Gerichtsſtelle vorzunehmende Verhandlung wegen Nichterſcheinens der Parteien 
nicht ſtattfinden kann, fo darf fir das vergebliche Warten nur die halbe Ge: 
buͤhr und, wenn das Geſchaͤft nach Vakationen bezahlt wird, nur eine halbe 
Vakation berechnet werden. 

Die Beſtimmungen dieſes Artikels finden bei vormundſchaftlichen Ver⸗ 
handlungen keine Anwendung. : 


Artikel 16. 


Für Geſchaͤfte, für welche nicht eine Gebühr ausdruͤcklich bewilligt it, 
darf nichts gefordert und nichts angenommen werden; insbeſondere iſt für 
Papier zu Urſchriften und Ausfertigungen, ſowie für die zur Ausführung des 
Geſchaͤftes erforderlichen Utenſilien, z. B. Siegellack, nichts zu berechnen. 


Artikel 17. 


Hinſichtlich der Gebühren und Reiſekoſten in Strafſachen und der 
Gebühren für Mobiliarverſteigerungen verbleibt es bei den beſtehenden Ver⸗ 
ordnungen. a 

„Die bis dahin geltenden Vorſchriften in Betreff des Armenrechts, na⸗ 
mentlich auch in Vormundſchaftsſachen, kommen ferner in Anwendung. 


Artikel 18. 


Die Friedensgerichtsſchreiber muͤſſen bei Strafe von 1 bis 5 Rthlrn. 
für jede Unterlaſſung unter allen Urſchriften und Ausfertigungen die Gebühren 
und Reiſekoſten mit Angabe des Artikels der Taxordnung vollſtaͤndig ver: 

zeichnen und deren erfolgte Zahlung auf den Ausfertigungen beſcheinigen. 
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9 


Artikel 19. 


Der Landgerichtspraͤſident kann die berechneten Gebühren, wenn fie über: 
maͤßig erſcheinen, auf Antrag der Betheiligten, oder des Oberprokurators und 
ſelbſt von Amtswegen, nach muͤndlicher oder ſchriftlicher Vernehmung der 
Liquidanten ermaͤßigen. 3 f 

Die Verfügung des Praͤſidenten iſt einem Rechtsmittel nicht unterworfen. 
Das Disziplinarverfahren in geeignetem Falle wird hierdurch nicht ausge⸗ 
ſchloſſen. 

Artikel 20. 


Die Liquidation der Gebühren kann auf den Antrag der Berechtigten 
von dem Landgerichtspraͤſidenten exekutoriſch erklaͤrt werden. Das Exekutorlum 
iſt in Urſchrift vollſtreckbanr. 


Artikel 21. 


Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Geſetze und Verordnungen, insbe⸗ 
ſondere die Artikel 1. bis 20. und Artikel 151. Nr. 5. des Civil⸗Koſtentarifs 
vom 16. Februar 1807., die Gebuͤhrentaxe zur Subhaſtationsordnung vom 
1. Auguſt 1822., der F. 10. des Geſetzes vom 23. April 1824. über die Ein⸗ 
regiſtrirung, die Kabinetsorder vom 28. April 1832., betreffend die Gebühren 
fuͤr kommiſſariſche Auftraͤge der Friedensgerichte, ſind aufgehoben, ſoweit ſie die 
Gebuͤhren der Friedensrichter und Friedensgerichtsſchreiber betreffen. Wo in 
einzelnen Geſetzen auf die aufgehobenen Vorſchriften verwieſen iſt, treten die 
Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen Geſetzes an deren Stelle. 


u 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. f 


Gegeben Berlin, den 23. Mai 1859. 
(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


Fürſt zu Hohenzollern⸗Sigmaringen. Flottwell. v. Auerswald. 
v. d. Heydt. Simons. v. Schleinitz. v. Bonin. v. Patow. 
Gr. v. Puͤckler. v. Bethmann-Hollweg. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
. Decker). 


